Beschlussfassung

§ 119. (2) Hat nach dem Gesellschaftsvertrag die Mehrheit der Stimmen zu entscheiden, so bestimmt sie sich im Zweifel nach den Beteiligungsverhältnissen der Gesellschafter (§ 109 Abs. 1). Sind nicht alle Gesellschafter am Kapital beteiligt, wird sie nach Köpfen berechnet.

Typischerweise entspricht es dem Willen von Gesellschaftern, im Verhältnis ihrer Beteiligung auch stimmberechtigt zu sein. Dadurch werden aber Arbeitsgesellschafter zur Gänze vom Stimmrecht über Belange der Gesellschaft ausgeschlossen, weshalb in solchen Fällen im Zweifel – wenn also insbesondere keine andere Vereinbarung getroffen wurde - die Mehrheit nach Köpfen zu bestimmen ist. 

Gewinn und Verlust

§ 120 nimmt darauf Bezug, dass nicht jede offene Gesellschaft oder Kommanditgesellschaft verpflichtet ist, einen Jahresabschluss aufzustellen; daher wird die Bestimmung in Abs 1 um die Ergebnisse einer Abrechnung ergänzt. 

Der vormalige Abs 2 wird angesichts der Einführung fixer Beteiligungsverhältnisse   (§ 109) als überflüssig aufgehoben. 

Berechnung von Gewinn und Verlust

§ 121. (1) Sind Gesellschafter zur Leistung von Diensten verpflichtet, so ist ihnen, sofern ihnen für die Dienste nicht eine Beteiligung an der Gesellschaft gewährt wird, mangels anderer Vereinbarung ein den Umständen nach angemessener Betrag des Jahresgewinns zuzuweisen.

(2) Der diesen Betrag übersteigende Teil des Jahresgewinns oder der Verlust eines Geschäftsjahrs wird sodann den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Beteiligung (§ 109 Abs. 1) zugewiesen.
(3) Enthält der Gesellschaftsvertrag eine von Abs. 2 abweichende Bestimmung nur über den Anteil am Gewinn oder über den Anteil am Verlust, so gilt sie im Zweifel für Gewinn und Verlust.

Gewöhnlich entspricht es dem Willen der Gesellschafter, ihren Anteil am Gewinn zur Gänze im Ausmaß ihrer Kapitalbeteiligung (Kapitalanteile) zugewiesen zu bekommen. Auch bei der Gewinn- und Verlustzuweisung wird daher an dieser Fixgröße angeknüpft; nach Abs 2 sind die Beteiligungsverhältnisse der Gesellschafter dafür maßgeblich. 

Eine gesetzliche Gewinnverteilungsregel muss aber auch das Haftungsrisiko und die Leistung von Arbeit oder sonstigen Diensten durch die Gesellschafter im Auge haben. Das Haftungsrisiko bedarf bei offenen Gesellschaften keines besonderen Ausgleichs. 

Wenn aber Gesellschafter nur oder neben einer Kapitalbeteiligung zur Leistung von Diensten verpflichtet sind, ist diesen zunächst gemäß Abs 1 erster Satz ein angemessener Betrag des Jahresgewinns zuzuweisen; damit sind vor allem, aber nicht nur, die „reinen Arbeitsgesellschafter“ erfasst; von Verlustzuweisungen sind sie in Entsprechung der gängigen Vertragspraxis dagegen ausgeschlossen. 

Abs 3 übernimmt die Bestimmung des Art. 7 Nr. 8 EVHGB. 

Gewinnausschüttung und Entnahmen

§ 122. (1) Jeder Gesellschafter hat Anspruch auf Auszahlung seines Gewinnanteils. Der Anspruch kann jedoch nicht geltend gemacht werden, soweit die Auszahlung zum offenbaren Schaden der Gesellschaft gereicht, die Gesellschafter ein anderes beschließen oder der Gesellschafter vereinbarungswidrig seine Einlage nicht geleistet hat.

(2) Im Übrigen ist ein Gesellschafter nicht befugt, ohne Einwilligung der anderen Gesellschafter Entnahmen zu tätigen.

Auf das gewinnunabhängige „Kapitalentnahmerecht“ von vier Prozent des Kapitalanteils wird künftig verzichtet. Die nunmehrige Regelung beschränkt sich auf das Recht zur Gewinnentnahme, das dem einzelnen Gesellschafter zustehen soll, wenn die Gewinnentnahme der Gesellschaft nicht zum offenbaren Schaden gereicht, die Gesellschafter keinen gegenteiligen Beschluss über die Gewinnverwendung gefasst haben und der Gesellschafter auch seiner Einlagepflicht vereinbarungsgemäß nachgekommen ist. 
